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Der Landes-Rechnungshof 
setzte am Dienstag ei-
nen ungewöhnlichen 

Schritt, indem er die Präsenta-
tion seiner Prüfergebnisse mit 
eindringlichen Warnungen zur 
Haushaltsdisziplin verband. 
„Es braucht eine Trendwende“, 
machte Direktorin Brigitte Egg-
ler-Bargehr klar. Die Verschul-
dung des Landes gebe Anlass 
zur Sorge. „Konsolidierungs-
maßnahmen sollten umgehend, 
systematisch und konkret in An-
griff genommen werden.“

Negativer Kontostand. Bund, Län-
der und Gemeinden haben sich 
2012 in einem Stabilitätspakt 
dazu verpflichtet, ihre Verschul-
dung unter Kontrolle zu halten. 
Dazu werden Kontrollkonten 
geführt, die ihre Finanzsituati-
on widerspiegeln. Als einziges 
Bundesland hält Vorarlberg 
derzeit einen negativen Konto-
stand. Landeshauptmann Mar-
kus Wallner, der auch Finanz-
referent der Landesregierung 
ist, sagte gegenüber der APA, es 

stimme grundsätzlich, dass man 
Maßnahmen brauche, allerdings 
mit Augenmaß. Es habe beim 
Land auch bereits Pläne und 
Überlegungen dazu gegeben, 
„dann kam aber die Pandemie 
dazwischen“. 

Laut Landes-Rechnungshof 
ist das strukturelle Haus-
haltsproblem aber 
nicht auf die Pan-
demie zurückzu-
führen. Diese habe 
das Finanzproblem 
zwar vergrößert, 
aber auch das beste-
hende Haushaltspro-
blem verdeckt. Ein Blick 
auf die Haushaltszahlen zeige, 
dass sich die Situation bereits 
in Zeiten der Hochkonjunktur 
verschlechtert habe. Vorarlberg 
habe schon 2019 die Grenze 
des strukturellen Budgetsaldos 
überschritten und damit als ein-
ziges Bundesland eine wichtige 
Vorgabe des Stabilitätspaktes 
nicht erfüllt. Der Landeshaupt-
mann betonte jedoch, dass man 
trotz der notwendigen Haus-
haltskonsolidierung auch aus 
der Pandemie herausfinden und 
investieren müsse.

Schuldenwachstum droht. Mit 
der Pandemie haben die Fi-
nanzschulden des Landes noch 
einmal zugenommen, von 198 
Millionen Euro im Jahr 2019 
auf 334 Millionen 2020. „Mit-
telfristig wird ein Mehrfaches 
dieses Schuldenstandes pro-

gnostiziert“, heißt es vom 
Landes-Rechnungshof. 

Dessen Leiterin geht 
von der Möglichkeit 
einer Verdreifa-
chung aus.

Das Defizit sei 
„ohne unnötigen Ver-

zug zurückzuführen“, 
erklärte Eggler-Bargehr. 

Zwar sei der Stabilitätspakt 
derzeit Pandemie-bedingt 
ausgesetzt, allerdings müsste 
die Konsolidierung bis 2024 
abgeschlossen werden. Das 

Der Landes-Rechnungshof kritisiert das strukturelle Haus-
haltsproblem. Die Schulden könnten sich verdreifachen.

Vorarlberg droht       die Schuldenfalle

„Die Entwicklung die-
ser Ausgabendynamik 
macht dem Landes-
Rechnungshof Sorgen.“
Brigitte Eggler-Bargehr, 
Direktorin des Landes- 
Rechnungshofes
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Opposition will 
Klarheit
Kritik an der Schulden-
politik des Landes kommt 
von der Opposition. „Der 
Bericht des Landesrech-
nungshofes zeigt klar auf, 
dass die Landesregierung 
bereits vor der Coronakrise 
eine Verschlechterung der 
finanziellen Situation des 
Landes zu verantworten hat. 
Das bestätigt unsere Kritik 
an der Landesregierung, 
dass es nicht gelungen ist, in 
wirtschaftlich guten Jahren 
finanzielle Spielräume für 
die Zukunft zu schaffen. 
Stattdessen hat man sich 
diese Spielräume schon vor 
der Coronakrise in Wahrheit 
nur mit kurzfristigen Finan-
zierungen ermöglicht.“ So 
reagiert FPÖ-Landesobmann 
Christof Bitschi. Neos-Klub-
obfrau Sabine Scheffknecht 
betont, schon länger auf die 
Versäumnisse hingewiesen 
zu haben und kritisiert diese 
scharf: „Die Vorarlberger 
Landesregierung hat die Fi-
nanzhausaufgaben über Jahre 
nicht gemacht. Es ist einfach, 
sich auf Corona rauszureden 
und somit vom eigenen 
Fehlverhalten abzulenken. 
Corona darf keine Ausrede 
für die Versäumnisse sein. 
Speziell bei den Themen 
Liquiditätsplanung und -ma-
nagement, aber auch beim 
Thema Transparenz ist das 
Land säumig.“ 

Die FPÖ fordert, es müsse 
vonseiten der Landesregie-
rung endlich volle Transpa-
renz und eine verantwor-
tungsvolle Finanzplanung 
sichergestellt werden. Auch 
die notwendige Transparenz 
und Information lasse die 
Landesregierung nach wie 
vor vermissen. Der Land-
tag, die Abgeordneten des 
Finanzausschusses und vor 
allem auch die Vorarlberger 
Bevölkerung hätten ein Recht 
darauf, ordentlich über die 
Finanzlage informiert zu 
werden, so Bitschi. 

SCHULDEN
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Vorarlberg droht       die Schuldenfalle
sei eine sportliche Messlatte. 
Ober österreich sei vor einer 
ähnlichen Situation gestanden, 
habe aber die Konsolidierung 
geschafft.

Über die Verhältnisse. Vorarlberg 
lebt im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern über seine 
Verhältnisse. Die Länder können 
die Sparvorgaben insgesamt nur 
einhalten, weil die übrigen acht 
disziplinierter wirtschaften. 
„Wir werden derzeit von den 
anderen mitgetragen“, so 
Eggler-Bargehr.

Das Land habe sich 
darauf konzentriert, 
die langfristige Fi-
nanzierung unter 
Kontrolle zu halten, 
allerdings müsse man 
bei den Barvorlagen, mit 
denen kurzfris tig Mittel auf-
genommen werden, den Gürtel 
enger schnallen. Dabei gehe es 
auch um Transparenz, betonte 
Eggler-Bargehr. „Wenn wir die 
Ausgabendynamik nicht stop-
pen, berauben wir uns künftiger 
finanzieller Handlungsspielräu-
me.“ 

Finanzabteilung geprüft. Den 
Auslöser für die sehr deutliche 
Stellungnahme der Rechnungs-
prüfer bildete ein Prüfbericht 

zum internen Kontrollsystem im 
Finanzmanagement des Landes. 
Der Landes-Rechnungshof hatte 
2017 dabei etliche Mängel fest-
gestellt. So konnten kurzfristige 
Barvorlagen von Einzelpersonen 
getätigt werden, was ein erheb-
liches Missbrauchspotenzial mit 
sich brachte. 

Das Problembewusstsein 
sei damals „überschaubar“ ge-
wesen, so Eggler-Bargehr. Seit-
dem habe sich das Land aber 

sichtlich um die Umsetzung 
der Empfehlungen des 

Landes-Rechnungs-
hofes bemüht. Der 
Umsetzungsgrad sei 
höher als im Schnitt. 
Außerdem habe man 
beim Land nicht nur 

viele, sondern auch 
wichtige Empfehlungen 

ernst genommen, betonte die 
Direktorin. 

Nach den Vorkommnissen in 
Fußach und bei der Gemeinde-
informatik habe ein Umdenken 
stattgefunden. Eine Risikobe-
wertung wurde durchgeführt 
und sämtliche Abläufe erhoben, 
um potenzielle Schwachstellen 
zu finden. 

Günstiger verschulden. Die 
Implementierung interner 
Kontrollsys teme könnte auch 

die Basis dafür bilden, dass sich 
Vorarlberg künftig über den 
Bund verschulden kann. 

Die Bundesfinanzierungsagen-
tur (OeBFA) kann für die Länder 
Mittel zu günstigeren Konditi-
onen aufnehmen als diese selbst. 
Bisher hat Vorarlberg darauf 
verzichtet, die angespannte Fi-
nanzlage könnte aber zu einer 
Meinungsänderung führen. Um 
sich über die OeBFA verschul-
den zu können, muss das Land 
jedoch eine risikoaverse Finanz-
gebahrung an den Tag legen. Au-
ßerdem muss eine strategische 
Planung für das Schulden- und 
Liquiditätsmanagement vor-
liegen, das Vier-Augen-Prinzip 
eingehalten und müssen die 
getätig ten Transaktionen trans-
parent dargelegt werden. 

Nachdem das Land die Emp-
fehlungen des Landes-Rech-
nungshofes aus dem Jahr 2017 
laut der nun veröffentlichten 
Folgeprüfung weitgehend umge-
setzt hat, glaubt Brigitte Eggler-
Bargehr, dass auch der Finan-
zierung über die OeBFA nichts 
entgegensteht. Dafür muss sich 
die Landesregierung die Ein-
haltung dieser Grundsätze aber 
durch den Landtag oder im Lan-
desrechnungsabschluss vom 
Landes-Rechnungshof bestäti-
gen lassen.

Vorarlberg behält 
gutes Rating
Noch vor Bekanntwerden 
der Kritik des Landes-
Rechnungshofes an der 
Schuldenentwicklung hat die 
internationale Ratingagentur 
Standard & Poor’s (S&P) 
Vorarlberg in ihrem aktuellen 
Bericht erneut das best-
mögliche Rating „AA+/A-1+“ 
ausgestellt. Allerdings versah 
sie die Note wie bereits im 
Frühjahr wieder mit einem 
negativem Ausblick. Dieser 
sei aber zu erwarten gewe-
sen, erklärte Landeshaupt-
mann Markus Wallner (ÖVP) 
in einer Aussendung: „Wie 
alle anderen Länder belasten 
uns die Pandemie-bedingten 
Einnahmenausfälle ebenso 
wie die in allen Bereichen 
anfallenden beträchtlichen 
Mehrkosten.“

Zahlungsfähigkeit und 
Finanzsituation des Landes 
werden laut der Agentur 
weiterhin stabil bleiben, auch 
wenn die aktuelle Pandemie-
Situation temporäre finan-
zielle Restriktionen fordere, 
berichtete Wallner. Dies wi-
derspricht der Einschätzung 
des Landes-Rechnungshofes 
deutlich. Dieser stützt sich in 
seiner Argumentation jedoch 
auf die Zahlen des Fiskalrates 
und seine eigenen Wahrneh-
mungen. 

Die Stellungnahme des 
Landes zum Standard-&-
Poor’s-Rating weicht insge-
samt deutlich vom später 
veröffentlichten Urteil der 
eigenen Rechnungsprüfer 
ab: Vorarlberg, so heißt 
es, habe gezeigt, dass es in 
der Lage sei, „strukturelle 
Herausforderungen früh-
zeitig zu erkennen“ und 
entsprechend zu reagieren. 
Vor allem Vorarlbergs „ex-
zellentes Finanzmanagement 
und der niedrige Schulden-
stand“ werden laut Wallner 
hervorgehoben. Das Land 
wolle an seinem Kurs weiter 
festhalten, hieß es noch am 
Dienstagvormittag.

FINANZIERUNG
Vorarlberg droht eine starke 
Zunahme der Landesschulden. 
� STEURER
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